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Geschäftsordnung für die Vertreterversammlung der 
Landespsychotherapeutenkammer Baden-

Württemberg 
 

in der ab dem 16. Juni 2022 geltenden Fassung 
 
 

§ 1 
Einberufung der Vertreter-

versammlung1 
Die Vertreterversammlung wird 
vom Präsidenten mit einer Frist von 
vier Wochen per E-Mail und auf 
Antrag eines Mitglieds an dieses 
auch postalisch unter Angabe von 
Ort, Zeit und einer vorläufigen Ta-
gesordnung einberufen. Im Falle 
einer außerordentlichen Vertreter-
versammlung kann diese Frist bis 
auf zwei Wochen abgekürzt werden. 
Die Fristen sind gewahrt, wenn die 
Einberufung spätestens zwei Tage 
vor Beginn der Frist bei der Post 
aufgegeben wurde. 

 

§ 1a 
Eröffnung der Wahlperiode 
Die erste Sitzung der Vertreterver-
sammlung einer neuen Wahlperiode 
wird vom lebensältesten Mitglied 
der neuen Vertreterversammlung 
eröffnet und bis zur Wahl eines 
Versammlungsleiters (§ 10 Abs. 1 
Nr. 1a Hauptsatzung) geleitet. 

 

§ 2 
Ordnungsvorschriften 

(1) Der Versammlungsleiter eröff-
net, leitet und schließt die Sitzung 

 
1 Soweit der folgende Text auf natürliche 
Personen Bezug nimmt, gelten die generi-
schen Masculina für männliche und weib-
liche Personen in gleicher Weise. 

und wahrt die Ordnung in der Sitzung. 

(2) Der Versammlungsleiter wird im 
Falle seiner Verhinderung durch einen 
seiner Stellvertreter vertreten.  

(3) Der Versammlungsleiter hat die 
Sitzung unparteiisch zu leiten. 

(4) Der Versammlungsleiter kann die 
Sitzung unterbrechen oder aufheben, 
wenn sie nicht mehr entsprechend der 
Satzung oder der Geschäftsordnung 
durchzuführen ist. 

(5) Der Versammlungsleiter hat Redner 
zu rügen und im wiederholten Falle zur 
Ordnung zu rufen, wenn sie ohne Wor-
terteilung sprechen oder persönlich 
verletzende Ausführungen und Zwi-
schenrufe machen oder gröblich gegen 
parlamentarische Gepflogenheiten ver-
stoßen. 

(6) Nach zweimaligem Ordnungsruf 
kann der Versammlungsleiter dem Red-
ner, wenn er zum dritten Mal die Ord-
nung verletzt, das Wort entziehen.  

(7) Wegen gröblicher Verletzung der 
Ordnung kann der Versammlungsleiter 
nach Beschluss der Vertreterversamm-
lung ein Mitglied von der Sitzung aus-
schließen. Das Mitglied hat den Sit-
zungsraum sofort zu verlassen. 

(8) Bei störendem Verhalten können 
Teilnehmer, die nicht Mitglieder der 
Vertreterversammlung sind, von dem 
Versammlungsleiter aus dem Sitzungs-
raum gewiesen werden. 

(9) Der Versammlungsleiter hat dafür 
Sorge zu tragen, dass die audiovisuellen 
Kommunikationsmöglichkeiten im 
Sitzungssaal ausreichend vorhanden 
sind. 

 

§ 3 
Eröffnung der Sitzung 

Der Versammlungsleiter stellt 

1. die ordnungsgemäße Einladung 
aller Mitglieder der Vertreterver-
sammlung, 

2. nach Feststellung der Anzahl der 
anwesenden Mitglieder der Vertre-
terversammlung die Beschlussfä-
higkeit der Vertreterversammlung 
fest. 

 

§ 4 
Tagesordnung 

(1) Nach Eröffnung der Sitzung gibt 
der Versammlungsleiter die vorläufige 
Tagesordnung sowie die rechtzeitig 
gestellten und verspätet eingegangenen 
Anträge zur Ergänzung der Tagesord-
nung bekannt. 

(2) Anschließend entscheidet die Ver-
treterversammlung über die Zulassung 
verspätet eingegangener Anträge. Ihre 
Dringlichkeit ist vom Antragsteller zu 
begründen. 

(3) Danach genehmigt, ändert oder 
ergänzt die Vertreterversammlung die 
Tagesordnung und legt diese fest. 

(4) Die Vertreterversammlung kann 
während der Sitzung eine Angelegenheit 
von der Tagesordnung absetzen oder die 
Reihenfolge der Tagesordnungspunkte 
ändern. 

(5) Unter dem Tagesordnungspunkt 
"Verschiedenes" können keine Be-
schlüsse gefasst werden. 
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(6) Eine durch Beschlussfassung der 
Vertreterversammlung erledigte Ange-
legenheit kann in derselben Sitzung 
nur dann erneut beraten werden, wenn 
neue Tatsachen dies rechtfertigen und 
die Vertreterversammlung mit Zwei-
drittelmehrheit der erneuten Beratung 
zustimmt. 

 

§ 5 
Anträge 

(1) Anträge können von jedem Mit-
glied der Vertreterversammlung und - 
im Rahmen seiner Aufgaben nach § 
24 Heilberufe-Kammergesetz 
(HBKG) - vom Haushaltsausschuss 
gestellt werden. 
(2) Anträge auf Aufnahme einer 
Angelegenheit in die Tagesordnung 
oder Anträge zu einzelnen Punkten der 
Tagesordnung, die spätestens 10 Tage 
vor der Sitzung in Textform über die 
Geschäftsstelle beim Präsidenten 
eingegangen sind, sind den Mitglie-
dern der Vertreterversammlung unver-
züglich bekannt zu geben. Neue Ta-
gesordnungspunkte können bis zum 
Eintritt in die Tagesordnung beantragt 
und mit Zustimmung der Mehrheit der 
anwesenden Mitglieder beschlossen 
werden.  

(3) Anträge zur Änderung der Kam-
mersatzung, der Ordnungen und der 
Geschäftsordnung der Vertreterver-
sammlung müssen in der mit der Ein-
ladung versandten Tagesordnung 
enthalten sein. 

(4) Alle Anträge, die während der 
Beratung zum jeweiligen Punkt der 
Tagesordnung gestellt werden, sind 
dem Versammlungsleiter schriftlich zu 
übergeben und von ihm vor einer 
neuen Worterteilung in der Reihenfol-
ge ihres Einganges bekannt zu geben. 

(5) Anträge auf Aussprache gemäß § 
11 Absatz 4 der Hauptsatzung sind 
spätestens zu Beginn der Vertreterver-
sammlung vor Eintritt in die Tages-
ordnung zu stellen. Einem solchen 
Antrag ist ohne Abstimmung stattzu-
geben. Über den Zeitpunkt der Aus-
sprache während der Vertreterver-
sammlung bestimmen die Mitglieder 
mit einfacher Mehrheit. 

 

§ 6  
Anträge zur Geschäftsordnung 
(1) Anträge zur Geschäftsordnung 
können während der Sitzung mit Aus-
nahme während einer Abstimmung oder 
Wahlhandlung jederzeit gestellt werden. 
Wortmeldung hierzu erfolgt durch Zu-
ruf. 
(2) Anträge zur Geschäftsordnung sind 
vor erneuter Worterteilung zu behan-
deln. 

(3) Anträge zur Geschäftsordnung 
können sich nur auf folgende Punkte 
beziehen: 

a. Begrenzung der Redezeit, 
b. Schluss der Rednerliste, 
c. Schluss der Aussprache, 
d. Überweisung an einen Ausschuss, 
e. Vertagung, 
f. Übergang zur Tagesordnung, 
g. Verstöße des Sitzungsleiters gegen 

Satzung oder Geschäftsordnung, 
h. Änderung der Formulierung eines 

Antrages, 
i. Feststellung der Beschlussfähigkeit, 
j. Anträge gem. a) bis f) können nur 

von solchen Mitgliedern der Vertre-
terversammlung gestellt werden, 
die nicht auf der Rednerliste stehen. 

(4) Bei Anträgen zur Geschäftsordnung 
gem. Abs. 3 a) bis f) kann nur einem 
Redner für und einem Redner gegen den 
Antrag das Wort erteilt werden. Vor 
Worterteilung ist die Rednerliste zu 
verlesen. 

(5) Wird ein Antrag auf Übergang zur 
Tagesordnung angenommen, so ist die 
Beratung abzubrechen und in der Ta-
gesordnung fort zufahren. 

 
§ 7 

Beratung 
(1) Der Versammlungsleiter eröffnet 
über jeden Punkt der Tagesordnung die 
Beratung und erteilt zunächst dem Be-
richterstatter oder dem Antragsteller das 
Wort. Anschließend findet die Ausspra-
che statt. 

(2) Die gemeinsame Beratung gleichar-
tiger oder verwandter Gegenstände 
bestimmt der Versammlungsleiter, es 
sei denn, dass die Vertreterversamm-
lung widerspricht. 

(3) Ist die Rednerliste erschöpft oder 
meldet sich niemand zu Wort, so erklärt 
der Versammlungsleiter die Beratung 
für geschlossen. 

(4) Unbeschadet des § 75 Abs. 1 
HBKG („Pflicht zur Verschwiegenheit 
der in Organen der Kammer tätigen 
Kammermitglieder“) ist die Beratung 
vertraulich zu behandeln, wenn es sich 
um Sachverhalte oder Vorgänge han-
delt, die ihrer inhaltlichen Bedeutung 
nach der Vertraulichkeit bedürfen. Dazu 
gehören insbesondere Sachverhalte oder 
Vorgänge, deren Bekanntgabe ein 
schutzwürdiges Interesse der Landes-
psychotherapeutenkammer, einzelner 
Kammermitglieder oder anderer Perso-
nen verletzen könnte. Die Vertraulich-
keit einzelner Beratungsgegenstände ist 
nach vorausgegangener Antragstellung 
und Abstimmung in der Vertreterver-
sammlung vom Versammlungsleiter 
ausdrücklich festzustellen. Personen, die 
nicht nach dem Gesetz über die förmli-
che Verpflichtung nichtbeamteter Per-
sonen (Verpflichtungsgesetz) verpflich-
tet wurden, dürfen für die Dauer der 
Beratung des als vertraulich festgestell-
ten Beratungsgegenstandes nicht anwe-
send sein.  

 
§ 8 

Redeordnung 
(1) Wer an der Aussprache teilnehmen 
will, muss sich in die Rednerliste ein-
tragen lassen.  

(2) Der Versammlungsleiter erteilt das 
Wort in der Reihenfolge der Wortmel-
dungen. Er kann hiervon im Einver-
ständnis mit den vorgemerkten Rednern 
abweichen. 

(3) Dem Antragsteller oder Berichter-
statter ist nach der Aussprache das 
Schlusswort zu erteilen. 

(4) Außer der Reihe erhalten das Wort: 

a. der Präsident oder für ihn sein Stell-
vertreter, 

b. der Berichterstatter, 
c. der Vertreter der Aufsichtsbehörde, 
d. wer zur Geschäftsordnung sprechen 

will, 
e. wer eine Tatsache zur Klärung be-

kannt geben will. 

(5) Zu persönlichen Bemerkungen wird 
das Wort erst nach Schluss der Ausspra-
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che erteilt. Der Redner darf nicht zur 
Sache sprechen, sondern nur Angriffe 
gegen seine Person, die in der Aus-
sprache geführt wurden, zurückweisen 
bzw. richtig stellen. 

(6) Die Rededauer kann für jeweils 
einen Tagesordnungspunkt durch 
Beschluss der Vertreterversammlung 
auf eine bestimmte Zeit beschränkt 
werden. Spricht ein Redner über diese 
beschränkte Redezeit hinaus, so hat 
ihm der Versammlungsleiter nach 
einmaliger Mahnung das Wort zu 
entziehen. 

 
§ 9 

Abstimmung 
(1) Im Anschluss an die Beratung 
eines Tagesordnungspunktes findet die 
Abstimmung über diejenigen Anträge 
statt, welche zu diesem Punkt gestellt 
wurden. 
(2) Über mehrere, den gleichen Ge-
genstand betreffenden Anträge ist in 
der Reihenfolge abzustimmen, in 
welcher sie gestellt wurden. Jedoch ist 
ein Antrag vorzuziehen, der weiter-
geht als ein anderer, oder bei dessen 
Annahme ein anderer Antrag ganz 
oder teilweise erledigt wird. In Zwei-
felsfällen entscheidet der Versamm-
lungsleiter. 

(3) Vor Beginn einer Abstimmung 
stellt der Versammlungsleiter die 
Beschlussfähigkeit fest und verliest 
den Wortlaut des Antrages, über den 
abgestimmt werden soll. Über die 
Formulierung kann das Wort zur Ge-
schäftsordnung verlangt werden. Än-
derungen in der Formulierung eines 
Antrages bedürfen des Einverständnis-
ses des Antragstellers. 

(4) Mit Beginn der Abstimmung kann 
das Wort nicht mehr erteilt werden. 

(5) Der Versammlungsleiter eröffnet 
die Abstimmung und stellt für die 
Abstimmung die Frage so, dass sie 
sich mit "ja" oder "nein" beantworten 
lässt. Das Ergebnis der Abstimmung 
wird mit folgenden Fragen in der 
Reihenfolge ermittelt: 

wer stimmt für den Antrag, 

wer stimmt gegen den Antrag, 

wer enthält sich der Stimme. 

(6) Abgestimmt wird 

a. in der Regel durch Handaufheben, 
b. auf Verlangen eines Mitgliedes der 

Vertreterversammlung geheim, 
c. auf Verlangen von mehr als der 

Hälfte der anwesenden Mitglieder 
der Vertreterversammlung nament-
lich. 

(7.1) Ergeben sich bei der Abstimmung 
durch Handaufheben Zweifel über das 
Ergebnis der Abstimmung, sind die 
Stimmen auszuzählen. 

(7.2) Die geheime Abstimmung erfolgt 
auf Stimmzetteln. Dabei ist § 10 sinn-
gemäß anzuwenden. Abgestimmt wird 
mit "ja" oder "nein" oder "Enthaltung", 
wobei unbeschriftet abgegebene Stimm-
zettel als Enthaltung gelten. Stimmzettel 
mit anderen Eintragungen sind ungültig. 

(7.3) Bei namentlicher Abstimmung 
werden die Mitglieder der Vertreterver-
sammlung durch Verlesen der Anwe-
senheitsliste zur offenen Stimmabgabe 
aufgerufen. Die jeweilige Abstimmung 
wird in die Anwesenheitsliste eingetra-
gen. 

(8) Für alle Abstimmungen gilt, sofern 
die Hauptsatzung nicht etwas anderes 
bestimmt, die einfache Mehrheit der 
abgegebenen gültigen "Ja-" oder "Nein-
Stimmen", Stimmengleichheit bedeutet 
Ablehnung. 

(9) Übertragung des Stimmrechts ist 
unzulässig. 

(10.1) In begründeten Ausnahmefällen 
kann der Präsident im Einvernehmen 
mit dem Vorstand auch ohne Sitzung 
der Vertreterversammlung in schriftli-
cher Abstimmung Beschlüsse herbei-
führen, wenn nicht mindestens ein Drit-
tel der Mitglieder der Vertreterver-
sammlung die schriftliche Abstimmung 
ausdrücklich ablehnt. Satz 1 gilt nicht 
für Satzungsänderungen. 

(10.2) Die Mitteilung der Fragen, über 
die schriftlich abgestimmt werden soll 
und die Aufforderung zur Abstimmung 
sind mit eingeschriebenem Brief zu 
versenden. Die Einspruchs- und Ab-
stimmungsfrist beträgt zwei Wochen. 
Beginn und Ende der Abstimmungspe-
riode sind durch entsprechende Termin-
angaben kenntlich zu machen. Bei 
schriftlicher Abstimmung ist ein Antrag 
angenommen, wenn ihm mehr als die 
Hälfte der Abstimmenden innerhalb der 

Abstimmungsfrist zustimmen. Das 
Ergebnis der Abstimmung ist den Mit-
gliedern der Vertreterversammlung 
unverzüglich mitzuteilen. 

 
§ 10 

Wahlen 
(1) Die Vertreterversammlung be-
stimmt durch Abstimmung einen Wahl-
leiter und per Akklamation zwei Wahl-
helfer. Die Wahlhelfer müssen nicht 
Mitglieder der Vertreterversammlung 
sein. Sie haben die Stimmzettel zu ver-
teilen, einzusammeln und auszuzählen. 

(2) Vor der Wahl ist durch den Wahl-
leiter die Zahl der anwesenden stimm-
berechtigten Mitglieder festzustellen. 

(3) Wahlvorschläge sind dem Wahllei-
ter mitzuteilen. 

(4) Abwesende Kammermitglieder 
können nur vorgeschlagen werden, 
wenn entweder eine schriftliche Zu-
stimmungserklärung des Betreffenden 
vorgelegt, oder für ihn eine verbindliche 
Zusage von einem Mitglied der Vertre-
terversammlung abgegeben wird, dass 
er sich zur Wahl stellt. 

(5) Kandidaten für eine Wahl dürfen 
nicht gleichzeitig für diese Wahl das 
Amt des Wahlleiters oder Wahlhelfers 
ausüben.  

(6) Nachdem der Wahlleiter sich über-
zeugt hat, dass zunächst keine weiteren 
Wahlvorschläge eingebracht werden, 
wird die Aussprache eröffnet. 

(7) Nach Abschluss der Aussprache 
eröffnet der Wahlleiter die Wahlhand-
lung. Danach können Wahlvorschläge, 
Anträge oder Anträge zur Geschäftsord-
nung nicht mehr eingebracht werden. 

(8) Der Wahlleiter muss dafür sorgen, 
dass die für die Wahl erforderlichen 
Unterlagen und die Durchführungs-
bedingungen der Wahl eine Geheimhal-
tung der Stimmabgabe gewährleisten. 

(9) Nachdem der Wahlleiter die Vertre-
terversammlung gefragt hat, ob die 
anwesenden Vertreter abgestimmt ha-
ben und er keinen Widerspruch fest-
stellt, schließt er die Wahlhandlung und 
lässt die Stimmen auszählen. Stimmzet-
tel, die den Willen des Wählers nicht 
eindeutig erkennen lassen oder andere 
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Namen als solche eines Wahlvor-
schlages enthalten, sind ungültig. 

(10)  Der Wahlleiter stellt das Wahler-
gebnis fest, legt es schriftlich nieder, 
gibt es bekannt und nimmt die Wahl-
unterlagen in verschlossenem Um-
schlag zu der Niederschrift. 

 
§ 11 

Virtuelle Vertreterversamm-
lung 

 
(1) Ist eine Sitzung der Vertreter-
versammlung aus besonderen Gründen 
nicht in Präsenz durchführbar, so 
können Sitzungen der Vertreterver-
sammlung unter Beachtung der nach-
folgenden Bestimmungen ausnahms-
weise virtuell als Online-
Versammlung durchgeführt werden 
und Beschlüsse im Wege der elektro-
nischen Kommunikation herbeigeführt 
werden. 

(2) Über die Durchführung der Vertre-
terversammlung als Online-
Versammlung entscheidet der Vor-
stand mit einfacher Mehrheit. 

(3) Für die Einberufung der Vertreter-
versammlung, für die Sitzungsleitung, 
die Debatten und die Abstimmungen 
sowie für die Protokollierung gelten 
die satzungsgemäßen Vorschriften, 
soweit nachstehend nichts Abwei-
chendes geregelt ist.  

(4) Die Kammer hat für die Online-
Versammlung einen technischen Weg 
zu wählen, der den Mitgliedern der 
Vertreterversammlung eine Teilnahme 
mit gängiger EDV-Ausstattung er-
möglicht. Die Sitzung findet im Wege 
der Bild- und Tonübertragung statt. 

(5) Den Mitgliedern der Vertreterver-
sammlung sind die erforderlichen 
Zugangsdaten zur Einwahl sowie die 
Beschreibung der Art und Weise der 
technischen Durchführung mindestens 
eine Woche vor der Sitzung bekannt-
zugeben. 

(6) Die Vorschriften über die Öffent-
lichkeit von Sitzungen sind anzuwen-
den, interessierten Kammermitglie-
dern stellt die Geschäftsstelle auf 
Verlangen die Zugangsdaten zur Ver-
fügung.  

(7) Alle Teilnehmer sind darauf hinzu-
weisen, dass die Zugangsdaten vertrau-
lich zu behandeln sind und unberechtig-
ten Dritten nicht zur Verfügung gestellt 
werden dürfen. 

(8) Es ist zu gewährleisten, dass nur 
teilnahmeberechtigte Personen bei der 
Sitzung anwesend sind. Die Teilnehmer 
müssen sich auf Verlangen identifizie-
ren. Weiterhin ist technisch sicherzustel-
len, dass alle redeberechtigten Mitglie-
der sich an den Redebeiträgen beteiligen 
und ihre sonstigen satzungsgemäßen 
Rechte ausüben können. 

(9) Bei vertraulichen Sitzungsgegen-
ständen (§ 7 Abs. 4) haben die Mitglie-
der der Vertreterversammlung sicherzu-
stellen, dass Dritte vom Inhalt und Er-
gebnis der Beratung keine Kenntnis 
erlangen können. 

(10) Wortmeldungen für die Red-
nerliste erfolgen auf Beschluss der Ver-
treterversammlung entweder durch 
Handaufheben, durch Eingabe des Re-
dewunsches im Chatverlauf des ver-
wendeten Videotools oder auf anderem 
technischen Weg. Die jeweilige konkre-
te technische Umsetzung wird zu Be-
ginn der jeweiligen Sitzung durch die 
Versammlungsleitung bestimmt und gilt 
als genehmigt, wenn nicht mehr als die 
Hälfte der Mitglieder der Vertreterver-
sammlung dem Verfahren widerspre-
chen. 

(11) Die Abstimmung erfolgt ent-
weder durch namentlichen Aufruf der 
Mitglieder der Vertreterversammlung 
oder auf technischem Weg unter Ver-
wendung von automatisierten Abstim-
mungsprogrammen gem. Absatz 12. 
Beschlüsse sind gültig, wenn  

- mindestens die Hälfte der Mitglie-
der, bei Satzungsänderungen mindestens 
Zweidrittel der Mitglieder, an der Ab-
stimmung beteiligt worden sind, 
- der Beschluss mit der nach der je-
weiligen Satzung erforderlichen Mehr-
heit gefasst wurde. 
 
(12) Abstimmungen und Wahlen 
können unter Verwendung automati-
scher Abstimmungsprogramme durch-
geführt werden, wenn nicht mehr als die 
Hälfte der Mitglieder der Vertreterver-
sammlung dem Abstimmungsverfahren 
zuvor widersprochen haben. Das ge-
wählte technische Verfahren muss die 

Nachvollziehbarkeit und Unverfälsch-
barkeit sicherstellen. Weiterhin ist durch 
Einsatz eines gesicherten Authentifizie-
rungsverfahren sicherzustellen, dass nur 
stimmberechtigte Personen an den Be-
schlussfassungen teilnehmen und eine 
doppelte Stimmabgabe ausgeschlossen 
ist. Wird geheime Abstimmung oder 
geheime Wahl verlangt, so ist die Ano-
nymität der Stimmabgabe technisch zu 
gewährleisten.  

(13) Die Kammer passt das virtuelle 
Verfahren regelmäßig an technische 
Standards an.  

(14) Auf Beschluss der Mehrheit 
der Mitglieder der Vertreterversamm-
lung darf für die Protokollführung eine 
Tonaufzeichnung der Sitzung erfolgen. 
Die Aufzeichnung darf nur intern von 
der Geschäftsstelle verwendet, Dritten 
nicht zur Verfügung gestellt werden und 
muss nach Genehmigung des Protokolls 
unverzüglich gelöscht werden. Ton- 
oder Bildaufzeichnungen durch andere 
Teilnehmer der Sitzung sind nicht ge-
stattet. 

 
§12 

Niederschriften 
(1) Über die Sitzung der Vertreterver-
sammlung und die gefassten Beschlüsse 
ist eine Niederschrift zu fertigen und 
vom Präsidenten und Schriftführer zu 
unterzeichnen. Tonbandaufzeichnungen 
darf nur die Geschäftsführung der 
Kammer mit Genehmigung der Vertre-
terversammlung vornehmen. 

(2) Die Niederschrift muss enthalten: 

a. Ort und Tag der Sitzung, Tagesord-
nung, 

b. Feststellung der ordnungsgemäßen 
Einberufung, 

c. Feststellung der Beschlussfähigkeit, 
d. Zahl und Namen der anwesenden 

Mitglieder, 
e. Name des Antragstellers, Wortlaut 

des Antrages, Wortlaut der Be-
schlüsse, Abstimmungsergebnisse, 

f. Erklärungen zum Protokoll. 

Falls ein Mitglied der der Vertreterver-
sammlung die Aufnahme von wörtlicher 
Rede aus dem Verlauf der Vertreterver-
sammlung wünscht, so müssen diese 
Passagen von diesem Mitglied in die 
Schriftform gebracht und dem Kam-
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mervorstand und dem Protokollanten 
übermittelt werden. 

(3) Die Niederschrift ist den Mitglie-
dern der Vertreterversammlung inner-
halb von zwei Monaten zuzuleiten und 
gilt als genehmigt, wenn nicht inner-
halb eines Monats nach Versendung 
Einspruch bei der Geschäftsstelle 
erhoben wird. Der Einspruch ist auf 
der nächsten Sitzung durch die Vertre-
terversammlung zu bescheiden. 

 

§ 13 
In-Kraft-Treten 

(gegenstandslos, betraf die ursprüng-
liche Fassung) 
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